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Planfeststellungsverfahren für die Verlängerung der U-Bahnlinie U4 auf die Horner Geest 

Auslegung des Plans sowie Unterrichtung nach § 19 Gesetz über die Umweltverträglichkeits-

prüfung 

 

Die Hamburger Hochbahn AG (Vorhabensträgerin) hat für das vorstehende Vorhaben bei der als An-

hörungs- und Planfeststellungsbehörde zuständigen Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

die Planfeststellung gemäß § 28 Absatz 1 Personenbeförderungsgesetz (PBefG) i.V.m. 

§ 73 HmbVwVfG beantragt.  

Gegenstand des Vorhabens ist die Verlängerung der U-Bahnlinie U4 auf die Horner Geest mit dem 

Umbau der Haltestelle Horner Rennbahn und dem Bau zwei neuer Haltestellen an der Stoltenstraße 

und Dannerallee. Für die Herstellung einer Ausfädelung aus der bestehenden Strecke der U2 und U4 

im Bereich der Haltestelle Horner Rennbahn ist die Erweiterung dieser Haltestelle um einen Bahnsteig 

sowie die Errichtung eines Kreuzungsbauwerks erforderlich. Die neu zu errichtende Verlängerung der 

U-Bahnlinie U4 soll zwischen der Haltestelle Horner Rennbahn und dem Gelände östlich der Danne-

rallee weitgehend dem Verlauf der Manshardtstraße folgen und unterirdisch verlaufen. Es ist durchge-

hend eine offene Bauweise vorgesehen, die zu bauzeitlichen Beeinträchtigungen führen wird. Folge-

maßnahmen unter anderem an Ver- und Entsorgungsleitungen und öffentlichen Straßen sind notwen-

dig. 

Mit dem Vorhaben einschließlich der Umweltmaßnahmen einhergehen werden bau-, anlage- und be-

triebsbedingte Beeinträchtigungen sowohl des Vorhabensbereichs als auch benachbarter Bereiche 

und baulicher Anlagen durch unmittelbare Inanspruchnahmen (z. B. Grunderwerb oder bauzeitliche 

Flächennutzungen) oder mittelbare Auswirkungen (z. B. Schalleinwirkungen aus Baulärm oder dem 

späteren Betrieb). Vorhandene Anlagen werden teilweise umzubauen oder abzubrechen sein. Wegen 

der Einzelheiten des vorgenannten Vorhabens wird auf die ausliegenden Planunterlagen verwiesen. 

Die Vorhabensträgerin hat die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß §§ 5 Ab-

satz 1 Nummer 1, 7 Absatz 3 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bean-

tragt. Die Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde erachtet das Entfallen der Vorprüfung als zweck-

mäßig, da das Vorhaben auch nach ihrer Einschätzung erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

haben kann, die nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Ge-

mäß § 7 Absatz 3 Satz 2 UVPG besteht unter diesen Voraussetzungen die Pflicht zur Durchführung 

einer Umweltverträglichkeitsprüfung ohne vorherige Durchführung einer Vorprüfung.  

Über die Zulässigkeit des Vorhabens kann durch Planfeststellungsbeschluss entschieden werden. 

Hierfür zuständig ist die vorstehend bezeichnete Planfeststellungsbehörde. 

Die Planunterlagen, aus denen sich Art und Umfang des Vorhabens ergeben, liegen samt den Unter-

lagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG vom 20. August 2018 

bis zum 19. September 2018 während der Amtsstunden zur Einsicht aus im 

Bezirksamt Hamburg-Mitte, Fachamt Management des öffentlichen Raumes, Raum C6.222, Caf-
famacherreihe 1-3, 20355 Hamburg. 
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Bei den Unterlagen über die Umweltauswirkungen des Vorhabens nach § 19 Absatz 2 UVPG, die der 

Planfeststellungsbehörde mit dem Antrag vorgelegt wurden, handelt es sich insbesondere um folgen-

de Unterlagen: 

• Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkungen (UVP-Bericht), 

• allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfassung nach § 16 Absatz 1 Nr. 7 UVPG  (Zif-

fer 13 des UVP-Berichtes, S. 139), 

• Wasserrechtliche Anträge, 

• Landschaftspflegerische Maßnahmenpläne, 

• Landschaftspflegerischer Fachbeitrag, 

• Fachbeitrag Artenschutz, 

• Schalltechnische Untersuchung (16. BImSchV, TA-Lärm, Baulärm), 

• Erschütterungstechnische Untersuchung, 

• Baugrundgutachten, 

• Hydrogeologisches Gutachten, 

• Grundwasserströmungsmodell, 

• Fachbeitrag Elektromagnetische Verträglichkeit, 

• Fachbeitrag Streustrom, 

• Brandschutzkonzept, 

• Bodenmanagement Entsorgungskonzept, 

• Bauwassermanagementkonzept 

• Wasserreinigungskonzept. 

 

Einwendungen nach § 73 Absatz 4 HmbVwVfG 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis einen Monat nach Ablauf der 

Auslegungsfrist Einwendungen gegen den Plan erheben. Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle 

Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Vereini-

gungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehel-

fe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, können 

innerhalb der vorgenannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Mit Ablauf der vorgenannten 

Frist sind auch diese Stellungnahmen ausgeschlossen, vgl. § 73 Abs. 4 Satz 6 HmbVwVfG. 

Äußerungen nach § 21 UVPG 

Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung zu den Umweltauswirkungen des 

Vorhabens äußern. Die Äußerungsfrist endet einen Monat nach Ablauf der Frist für die Auslegung der 

Unterlagen. Mit Ablauf der Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens 

alle Äußerungen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Die Äu-

ßerungsfrist gilt auch für solche Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vor-

habens beziehen (s.o.). 
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Einwendungen und Äußerungen können demnach bis zum 19. Oktober 2018 schriftlich oder zur Nie-

derschrift bei der Planfeststellungsbehörde (Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation, Alter 

Steinweg 4, 20459 Hamburg) oder bei dem Bezirksamt Hamburg-Mitte (Caffamacherreihe 1-3, 20355 

Hamburg) erhoben bzw. vorgebracht werden. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist das Datum 

des Eingangs. Die Versendung einer E-Mail genügt nicht. Der Eingang von Äußerungen und Einwen-

dungen wird nicht bestätigt. Fragen können innerhalb der Äußerungsfrist an die Planfeststellungsbe-

hörde gerichtet werden. 

Bei Äußerungen und Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeich-

net oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht worden sind, gilt für das Planfest-

stellungsverfahren derjenige Unterzeichner als Vertreter der übrigen Unterzeichner, der darin mit sei-

nem Namen, seinem Beruf und seiner Anschrift als Vertreter bezeichnet ist, soweit er nicht von den 

übrigen Unterzeichnern als Bevollmächtigter bestellt worden ist. Vertreter kann nur eine natürliche 

Person sein. Äußerungen und Einwendungen, die die genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf 

jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite enthalten oder bei denen der Vertreter keine natürliche 

Person ist, können unberücksichtigt bleiben; dasselbe gilt insoweit, als Unterzeichner ihren Namen 

oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich angegeben haben (§ 17 HmbVwVfG). 

Nach Ablauf der Einwendungsfrist hat die Anhörungsbehörde die rechtzeitig gegen den Plan erhobe-

nen Einwendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Ab-

satz 4 Satz 5 HmbVwVfG sowie die Stellungnahmen der Behörden zu dem Plan mit dem Träger des 

Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stel-

lungnahmen abgegeben haben, zu erörtern. Der Erörterungstermin ist mindestens eine Woche vorher 

im Amtlichen Anzeiger bekannt zu machen. Die Behörden, der Träger des Vorhabens und diejenigen, 

die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben haben, sind von dem Erörterungstermin 

zu benachrichtigen. 

Bei Ausbleiben eines Beteiligten im Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die 

Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche 

Vollmacht nachzuweisen. 

Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und des Trägers des Vorhabens mehr als 

50 Benachrichtigungen vom Erörterungstermin oder außer an den Träger des Vorhabens mehr als 

50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses vorzunehmen, 

a) können die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigungen, die Stellung-

nahmen abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung be-

nachrichtigt werden, 

b) kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen und Stellungnahmen durch öffentli-

che Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die Bestimmungen des § 73 Absatz 3 Satz 1 und Absatz 5 bis 7 HmbVwVfG über die Bekanntma-

chung der Auslegung, den Erörterungstermin und die Benachrichtigung vom Erörterungstermin gelten 

für die Äußerungen der betroffenen Öffentlichkeit nach §§ 18, 21 UVPG entsprechend (§ 18 Absatz 1 

Satz 4 UVPG). 
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Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, durch Äußerungen und die Erhe-

bung von Einwendungen und Stellungnahmen oder durch die Teilnahme am Erörterungstermin ent-

stehen, können nicht erstattet werden. 

Sobald der Plan ausgelegt oder andere Gelegenheit gegeben ist, den Plan einzusehen, dürfen auf 

den vom Plan betroffenen Flächen bis zu ihrer Inanspruchnahme wesentlich wertsteigernde oder die 

geplanten Baumaßnahmen erheblich erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen werden 

(Veränderungssperre). Veränderungen, die in rechtlich zulässiger Weise vorher begonnen worden 

sind, Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung werden davon nicht 

berührt. Unzulässige Veränderungen bleiben bei der Anordnung von Vorkehrungen und Anlagen und 

im Entschädigungsverfahren unberücksichtigt (§ 28a PBefG).  

Die Planunterlagen sowie allgemeine Informationen zum Anhörungs- und Planfeststellungsverfahren 

sollen ab dem Beginn der Auslegung auch im Internet unter der Adresse 

http://www.hamburg.de/bwvi/np-aktuelle-planfeststellungsverfahren/ veröffentlicht werden. Maßgeblich 

ist der Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen (§ 27 a Absatz 1 Satz 4 HmbVwVfG). Die Zu-

gänglichmachung des Inhalts der in der vorliegenden Bekanntmachung enthaltenen Bekanntmachung 

nach § 19 Absatz 1 UVPG und der nach § 19 Absatz 2 UVPG auszulegenden Unterlagen (s.o.) erfol-

gen im UVP-Portal unter der Adresse http://www.hamburg.de/umweltvertraeglichkeitspruefungen-

hamburg/ . Maßgeblich ist der Inhalt der ausgelegten Unterlagen (§ 20 Absatz 2 Satz 2 UVPG). 

Hamburg, den 07.08.2018 

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

 


